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BUNDESVORSTAND 

Präambel zu Reform- 
konzepten beschlossen 

Präsidium und Bundes- 
vorstand haben in Berlin 
e>ne Präambel zum An- 
trag „Deutschland fair än- 
dern" beschlossen. 

»Diese Präambel ver- 
knüpft die Reformkonzepte, 
die dem Parteitag in Leipzig 
Anfang Dezember vorlie- 

gen werden, aufs Engste 
mit den Grundwerten der 
CDU", so die CDU-Vorsit- 
zende Angela Merkel. In der 
CDU sei man sich darüber 
einig, dass Deutschland am 
Scheideweg stehe und jetzt 
„entschlossene Schritte" not- 
wendig Fortsetzung Seite 3 
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PRESSEKONFERENZ   VON   CDU   UND   CDA 

Steuerfinanzierter Sozialausgleich 
wird präzisiert 

Die CDU-Vorsitzende An- 
gela Merkel und der Vor- 
sitzende der Christlich- 
Demokratischen Arbeit- 
nehmerschaft, Hermann- 
Josef Arentz, haben sich 
auf Änderungen an den 
Vorschlägen der Herzog- 
Kommission verständigt. 

„Der steuerfinanzierte So- 
zialausgleich für die Reform 
des Gesundheitswesens ist 
nun präziser formuliert", 
sagte die Partei- und Frakti- 
onsvorsitzende. Außerdem 
würden Familien in der Ren- 
tenversicherung stärker ent- 
lastet als bislang vorgesehen. 

Der CDA-Vorsitzende 
Arentz betonte, der Arbeit- 
nehmerflügel habe sich vor 
allem für eine Besserstellung 
der Familien eingesetzt und 
sich damit klar gegen jedwe- 
den „demografischen Fata- 
lismus" positioniert. Fami- 
lien, die den im Merz-Kon- 
zept vorgesehenen steuerli- 
chen Kinderfreibetrag in 
Höhe von 8000 Euro nicht 
ausschöpfen können, sollen 
einen monatlichen Ausgleich 
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in Höhe von 
240 Euro pro 
Kind erhalten. 

Weiter ist 
vorgesehen,die 
Kindererzie- 
hungszeiten in 
der Rentenver- 
sicherung zu 
verdoppeln und 
einen Zuschuss 
zu den Renten- 
beiträgen von 50 Euro pro 
Kind und Monat zu zahlen. 
Damit würden viele Frauen, 
die Kinder erzogen haben, 
mit „normalen Arbeitneh- 
mern gleichziehen", so An- 
gela Merkel. Bei der Pflege- 
versicherung sollen Familien 
monatlich um 10 Euro entla- 
stet werden. Ergänzt werden 
diese Maßnahmen durch den 
Aufbau eines flächendecken- 
den und qualitativ hochwerti- 
gen Ganztagsbetreuungsan- 
gebots für Kinder aller Al- 
tersgruppen. Dadurch soll 
eine bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf er- 
möglicht werden. Außerdem 
will die CDU mit einem Um- 

stieg auf eine solidarische 
Gesundheitsprämie „unver- 
züglich" und nicht erst im 
Jahr 2013 beginnen. Anders 
als im Herzog-Papier vorge- 
schlagen, wird wegen des 
zeitnahen Umstiegs die Prä- 
mie nun 200 Euro betragen 
statt der bislang geplanten 
264 Euro. Dieser Betrag 
kommt unter anderem zu- 
stande, weil die Krankenver- 
sicherung für Kinder über 
Steuern finanziert werden 
soll. Gleichzeitig wird si- 
chergestellt, dass für Gering- 
verdiener und Familien der 
soziale Ausgleich direkt zwi- 
schen Finanzamt und Kran- 
kenkasse erfolgt. 
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BUNDESVORSTAND 

Fortsetzung von Seite I 
seien, um das Land wieder 
nach vorne zu bringen. 

Fraktionsausschluss 

Als eine Schlussfolge- 
rung aus der Diskussion um 
den Fraktionsausschluss von 
Martin Hohmann kündigte 
die CDU-Vorsitzende eine 
Patriotismus-Debatte an. Im 
21. Jahrhundert müsse 
Deutschland neue Antwor- 
ten auf die Herausforderun- 
gen in der Sozial-, Wirt- 
schafts- und Außenpolitik 
finden. Auf diese Politikbe- 
reiche könne die Diskussion 
aber nicht begrenzt werden, 
sie müsse vielmehr auch in 
Bezug auf das nationale 
Selbstverständnis Deutsch- 
lands in einem vereinigten 
Europa und in einer globali- 

sierten Welt geführt werden. 
Dieser notwendigen Debatte 
werde sich die CDU nicht 
entziehen, erklärte Angela 
Merkel. 

Vermittlungsausschuss 

Mit Blick auf den Ver- 
mittlungsausschuss haben 
Präsidium und Bundesvor- 
stand die Verhandlungslinie 
der Union bekräftigt. In den 
Führungsgremien der CDU 
sei man sich darüber einig, 
dass Deutschland nur dann 
wieder in die Spitzengruppe 
aufrücken werde, wenn es zu 
den notwendigen Reformen 
auf dem Arbeitsmarkt, sowie 
der Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozial- 
hilfe komme. Hierzu habe 
die Union die entsprechen- 
den Gesetzespakete vorge- 

legt. Da die SPD an einer 
höheren Neuverschuldung 
festhalte, könne heute noch 
keine Aussage darüber ge- 
troffen werden, ob es zu ei- 
nem Vorziehen der Steuerre- 
form komme. 

CDU-Generalsekretär 
Meyer begrüßte grundsätz- 
lich das von der CSU ver- 
abschiedete Rentenreform- 
konzept. Kritisch merkte er 
jedoch an, dass die Begren- 
zung des Beitragssatzes auf 
20 Prozent „sehr schnell zu 
sozial unerträglichen Ergeb- 
nissen" bei der späteren Ren- 
tenhöhe führe. Außerdem 
sprach sich der Generalse- 
kretär erneut für eine Finan- 
zierung des Sozial- und des 
Familienlastenausgleichs 
aus Steuermitteln aus. An- 
sonsten würden hohe Ein- 
kommen weiterhin nichts zu 
diesem Ausgleich beitragen. 

BÜRGERVERSICHERUNG   KOSTET   ARBEITSP L ATZ E 

Der Sachverständigenrat 
der Bundesregierung hat 
'n seinem Jahresgutach- 
ten für 2003/04 festgehal- 
ten, dass die Bürgerversi- 
cherung keine Wachs- 
tumseffekte auf dem 
Arbeitsmarkt bewirken 
werde. 

Im Gegenteil. Der Sach- 
verständigenrat kommt zu 
dem klaren Ergebnis: „Eine 
Bürgerversicherung ist mit 

einem deutlichen Beschäf- 
tigungsrückgang von bis zu 
3,0 vH verbunden". In ab- 
soluten Zahlen bedeutet 
das den Verlust von weite- 
ren 1,25 Millionen Arbeits- 
plätzen. Sollte jedoch ein 
Gesundheitsprämienmo- 
dell eingeführt werden, ge- 
hen die Wirtschaftswissen- 
schaftler von einer „Be- 
schäftigungszunahme zwi- 
schen 2,4 vH und 3,6 vH" 

aus. Allein die Einführung 
des Prämienmodells der 
CDU würde also bis zu 
1,4 Millionen neue Jobs 
zur Folge haben. Damit 
zeigt die CDU, dass sie mit 
ihrem Herzog-Konzept den 
Reformhebel an der rich- 
tigen Stelle ansetzt, in- 
dem sie beispielsweise die 
Krankheitskosten konse- 
quent von den Arbeitsko- 
sten entkoppelt. 
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SPD-PARTEITAG 

LAURENZ   MEYER 

Bochum - Parteitag der Zerissenheit 
Der Bochumer SPD-Par- 
teitag der Zerrissenheit bie- 
tet nur ein Signal: Mit den 
Botschaften Erbschafts- 
steuer und Arbeitsplatzab- 
gabe zerschlägt der Kanz- 
ler die letzten Hoffnungen 
auf eine wachstumsorien- 
tierte Politik - und dies nur, 
um sich selbst über den Par- 
teitag zu retten. 

Ohne Erfolg: Das Abstra- 
fen von Clement und Scholz 
gilt dem Kanzler selbst. Und 
auch dessen eigenes mage- 
res Ergebnis zeigt: Schröder 
hat es nicht einmal verstan- 
den, die Partei bei seinen be- 
scheidenen Reformen mit- 
zunehmen. 

Der Hohn schlechthin ist, 
dass der Kanzler der gebro- 
chenen Wahlversprechen 
seine Parteitagsrede unter 

das Motto „Mut zur Wahr- 
heit" stellt. Denn ob Wirt- 
schaftspolitik oder Wahler- 
gebnisse - für Schröder sind 
immer nur die anderen 
schuld. „Mut zur Wahrheit" 
sollte Schröder in erster Linie 
selbst aufbringen, statt unter 
Drohungen und Beleidigun- 
gen die Realität zu verdrän- 
gen. Denn mit diesem Poli- 
tikstil macht Schröder nicht 
nur seine Partei fertig, son- 
dern auch das Land. 

Die SPD nimmt zudem 
mutwillig den Verlust von 
über einer Million Arbeits- 
plätzen in Kauf, nur um die 
Parteiaktivisten zufrieden zu 
stellen. Dass Schröder auf die 
ökonomisch wie sozialpoli- 
tisch vollkommen unsinnige 
Bürgerversicherung setzt, 
zeigt: Wieder einmal handelt 

Schröder nach der Devise 
„Erst die Partei und dann das 
Land". 

Und das, obwohl der 
Sachverständigenrat dem 
Kanzler noch vor Tagen klare 
Aussagen ins Stammbuch ge- 
schrieben hat: Die B Überver- 
sicherung führt zum Verlust 
von 1,25 Millionen Arbeits- 
plätzen, das Gesundheitsprä- 
mienmodell der CDU dage- 
gen schafft bis zu 1,4 Millio- 
nen neue Jobs - so hat es der 
Sachverständigenrat in sei- 
nem Gutachten festgestellt. 

All dies zeigt: Auf dem 
chaotischen Parteitag der 
Zerrissenheit ist die tief zer- 
strittene SPD in erster Linie 
mit sich selbst beschäftigt. 
Wirtschaftspolitischer Sach- 
verstand spielt bei diesen So- 
zialdemokraten keine Rolle. 

Die Sozialdemokraten Mitglieder der SPD 
1990 bis 30.9.2003 

1990  1991  1992  1993  1994  1995  1996  1997  1998  1999  2000  2001  2002  2003 

919 129 
849 374 

792 773 775 

(30.9.) 

693 894 

Politische Stimmung für die SPD 
(Forschungsgruppe Wahlen, Angaben in %) 

2002 <•2003 

Aug        Sept.^    OKt.    jyv-^ 
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HAUSHALTSENTWURF 

HAUSHALT 2004 

Unseriös und perspektivlos 
Der Entwurf des Haus- 
halts 2004 „ist unseriös 
und zeigt keine Perspekti- 
ven für Wachstum und Be- 
schäftigung auf", so der 
CDU-Haushaltsexperte 
Dietrich Austermann. 

Daher fordert die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
die Beratungen zum Bun- 
deshaushalt 2004 auszuset- 
zen, bis die haushaltsrele- 
vanten Gesetze von Bundes- 
tag und Bundesrat beschlos- 
sen worden sind, die Bun- 
desregierung den Haushalts- 
entwurf entsprechend über- 
arbeitet und bei den großen 
Ansätzen (Steuern, Arbeits- 
rnarkt) realistische Zahlen 
vorgelegt hat. „Schröder 
und Eichel und die rot-grüne 
Koalition im Haushaltsaus- 
schuss verschieben im atem- 
beraubenden Tempo milli- 
ardenschwere Haushaltspo- 
sitionen. Wenn das eine se- 
riöse Maßnahme ist, warum 
war sie dann nicht schon Be- 
standteil des Regierungsent- 
wurfs?", fragt Austermann. 

Das Haushaltsbegleitge- 
setz mit dem Vorziehen der 
3- Stufe der Steuerreform, 
das Steuervergünstigungs- 
abbaugesetz, die Gemein- 
definanzreform, die Tabak- 
steuer sowie das Gesetz zur 
Zusammenlegung von Ar- 

beitslosen- und Sozialhilfe 
(Hartz IV) sind mit erhebli- 
chen finanziellen Auswir- 
kungen für den Bundeshaus- 
halt verbunden. Alle diese 
Gesetzentwürfe befinden 
sich im Vermittlungsaus- 
schuss, der Ausgang ist völ- 
lig offen. Damit stehen auch 
erhebliche finanzielle Aus- 
wirkungen nicht fest. 

Wesentliche 
Haushaltsschwerpunkte 

falsch gesetzt: 

• Rot-Grün hat durch eine 
jahrelange wirtschafts- und 
wachstumsfeindliche Poli- 
tik die finanziellen Gestal- 
tungsspielräume des Staates 
derart eingeengt, dass eine 
zukunftsorientierte Politik 
zum Wohle unserer Gesell- 
schaft nicht mehr möglich 
ist. Wir brauchen einen Po- 
litikwechsel für Deutsch- 
land. Umfassende Reformen 

des Arbeitsmarktes, Neube- 
gründung der sozialen Si- 
cherungssysteme, eine um- 
fassende Vereinfachung des 
Steuersystems und eine um- 
fassende Entbürokratisie- 
rung sind Kernelemente die- 
ses Politikwechsels. 
• Erstmals in der Geschich- 
te der Bundesrepublik ist der 
Haushalt des Bundes bereits 
im ursprünglichen Regie- 
rungsentwurf verfassungs- 
widrig. Mit 30,8 Milliarden 
Euro überschreitet die ge- 
plante Neuverschuldung die 
Investitionsausgaben um 
rund 6 Milliarden Euro. Wei- 
tere erhebliche Risiken sind 
offenkundig. 
• Bereits heute steht fest, 
dass auch 2004 die 3%-De- 
fizit-Grenze des Maastricht- 
Vertrages überschritten 
wird, zum dritten Mal in 
Folge. Die andauernde Ver- 
letzung des Europäischen 
Stabilitätspaktes ist insbe- 
sondere auf die überbor- 
dende Neuverschuldung des 
Bundes zurückzuführen. 
• Der Bundeshaushalt 2004 
ist - auch ohne die vorgezo- 
gene Steuerreform - mit er- 
heblichen Risiken behaftet. 
Sie ergeben sich aus fal- 
schen gesamtwirtschaftli- 
chen Annahmen, zu optimi- 
stischen Ansätzen bei den 
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HAUSHALTSENTWURF 

Steuereinnahmen und den 
Arbeitsmarktausgaben so- 
wie unsicheren, aber den- 
noch unterstellten Bundes- 
ratsentscheidungen zu meh- 
reren großen Einnahme- und 
Ausgabepositionen. Damit 
verstößt der Entwurf gegen 
die Haushaltsgrundsätze von 
Wahrheit und Vollständig- 
keit. Gegenüber dem Parla- 
ment und der Öffentlichkeit 
wird die wahre Haushalts- 
und Finanzlage zum Zeit- 
punkt der Budgetaufstel- 
lung verschleiert. Die Risi- 
ken im Haushalt 2004 belau- 
fen sich auf insgesamt rund 
20 Milliarden Euro. 
• Die nach der letzten Steu- 
erschätzung zusätzlich zu 
berücksichtigenden Steuer- 
mindereinnahmen von fast 
5 Milliarden Euro sollen 
durch weitere Platzhalterge- 
schäfte des Bundes mit der 
Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau zur Privatisierung 
von Anteilen des Bundes bei 
der Deutschen Telekom AG 
und der Deutschen Post AG 
finanziert werden. Das ist 
nichts anderes als eine teure 
und risikoreiche verdeckte 
Kreditaufnahme, wie es der 
Bundesrechnungshof gerade 
in einem Gutachten fest- 
gestellt hat. Zudem ver- 
schleudert der Bundesfi- 
nanzminister damit zum 
Stopfen von Haushaltslö- 
chern die Reserven des Bun- 
des unter Wert. 

DEFIZITGRENZE 

EU droht mit 
Sanktionen 

Mit der Androhung har- 
ter Sanktionen gegen De- 
fizitsünder haben die eu- 
ropäischen Regierungs- 
chefs ihre Bürger vor ein 
paar Jahren noch vom „Ja 
zum Euro" überzeugt- 
nicht zuletzt auf Drängen 

von Deutschland. Unter 
Rot-Grün ist ein einstiger 
Musterschüler nun selbst 
zum Problemkind gewor- 
den. 

EU-Währungskommis- 
sar Pedro Solbes gehen 
Eichels Sparbemühungen 
nicht weit genug. Um 2005 
auf der sicheren Seite zu 
sein, beschloss die Kommis- 
sion daher für dieses und das 
nächste   Jahr   Sanktionen. 

Druck auf Deutschland 
Haushaltsüberschuss oder -defizit in den EU-Ländern 

in Prozent des Bruttoinlandprodukts 

2002 •••      2003 HM (Herbstprog. Okt. 03) 

*kein Mitglied der Euro-Zone 
Quelle: EU-Kommission 

^ dpa  
Grafik 8762 
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WERTEKOMMISSION 

Eine deutsche Ausnahme 
gelte nicht, so Solbes: „Wir 
sind eine Rechtsgemein- 
schaft, der Pakt ist für alle 
gleich." Insgesamt verlangt 
Solbes von Deutschland 
Einsparungen in Höhe von 
0>8 Prozent des Bruttoin- 
landsproduktes (BIP). Das 
entspricht rund 18 Milliar- 
den Euro. 

Im Kern geht es um die 
Präge, ob sich Deutschland 
und Frankreich auch im drit- 
ten Jahr in Folge eine Neu- 
verschuldung von über drei 
Prozent ihres BIP leisten 
dürfen, ohne von den ande- 
ren Mitgliedern der Wäh- 
rungsgemeinschaft ernst- 
hafte Konsequenzen fürch- 
ten zu müssen. Hohe Schul- 
den über einen langen Zeit- 
raum schwächen den Euro 
und werten ihn ab. Zudem 
können die Aufwendungen 
für Zinsen die Handlungs- 
fähigkeit der einzelnen Staa- 

ten in Gefahr bringen. 
Doch genau vor dieser 

Gefahr warnen die kleine- 
ren, sparsameren Eurolän- 
der wie die Niederlande, 
Österreich und Finnland. 
Sie verlangen von EU-Kom- 
missar Solbes die Rolle des 
harten, unbeugsamen Lord- 
siegelbewahrers des Paktes 
und drohten der Kommis- 
sion mit Klagen vor dem 
Europäischen Gerichtshof, 
falls diese passiv bleiben 
sollte. 

„Soziales Netz auf 
Globalisierung einstellen" 

Christoph Bohr ist Stell- 
vertretender Vorsitzender 
der CDU Deutschlands 
und Vorsitzender der Wer- 
tekommission sowie Lan- 
des- und Fraktionsvorsit- 
zender der CDU Rhein- 
land-Pfalz. Die Redaktion 
des UID hat mit ihm über 
das neue Diskussionspa- 
pier der CDU-Wertekom- 
mission zur Globalisierung 
gesprochen. 

UD Herr Dr. Bohr, warum 
stellen Sie gerade jetzt die 
Globalisierung in ihren He- 
rausforderungen an die po- 
litische Handlungsfähigkeit 
zur Diskussion? 

Das Wort Globalisierung 
ist in aller Munde. Weltweit 
vernetzen sich Unternehmen, 
werden Standorte neu gesucht 
und aufgegeben, neue For- 
men der Zusammenarbeit bil- 
den sich Tag für Tag heraus. 
Wir haben ein Kommunika- 
tionsnetz über den ganzen 
Globus gelegt. Das gibt vielen 
Menschen ungeahnte Chan- 
cen - andere Gruppen haben 
Angst. Weltweit haben sich 
Globalisierungskritiker zu- 
sammengeschlossen, weil 
Menschen sich fremdbe- 
stimmt fühlen. Über die Zu- 
kunft der Arbeitsplätze in ei- 

nem Unternehmen wird nicht 
selten in Tokio oder Colorado 
das letzte Wort gesprochen. 
Um so mehr muss die Politik 
versuchen, diesen Prozess zu 
begleiten und zu ordnen. 

UD Bedeutetdas,dieNatio- 
nalstaaten sollen in Zukunft 
Teile ihrer Entscheidungs- 
hoheit abgeben? 

Nein, im Gegenteil. Die 
Globalisierung ist in erster 
Linie eine ordnungspoliti- 
sche Gestaltungsaufgabe der 
Nationalstaaten. Ihre Ver- 
antwortung für innere, äuße- 
re und soziale Sicherheit 
bleibt bestehen, auch wenn 
in demokratisch legitimier- 
ten Zusammenschlüssen von 
Staaten wie der EU und den 
Vereinten Nationen gemein- 
same Entscheidungen ge- 
troffen werden können. 

UD Kritikerheben insbeson- 
dere die negativen wirtschafl- 
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'INTERVIEW  MIT  CHRISTOPH   BOHR 

liehen, sozialen und ökologi- 
schen Folgen der Globalisie- 
rung hervor. Wie kann sie sich 
dennoch positivför die Men- 
schen entwickeln? 

Deutschland muss sich 
noch viel stärker als bisher 
die Frage stellen, unter wel- 
chen ordnungspolitischen 
Rahmenbedingungen eine 
Globalisierung für Deutsch- 
land gelingen kann. Die 
CDU stützt ihr Konzept auf 
tragfähige und erfolgreiche 
Fundamente, nämlich das 
christliche Menschenbild 
und die Soziale Marktwirt- 
schaft. Wir müssen der Glo- 
balisierung eine Ordnung ge- 
ben, die Soziale Marktwirt- 
schaft, die Wohlstand bringt, 
zum weltweiten Ordnungs- 
rahmen machen. Vorausset- 
zung für eine solche Ent- 
wicklung ist eine kulturüber- 
greifende Verständigung 
über unsere gemeinsame 
weltweite Verantwortung. 

UD Globalisierung bedeu- 
tet einen Verlust an Bindun- 
gen, bedeutet sie auch einen 
Verlust an sozialer Verant- 
wortung? 

Die CDU will globale 
Märkte, will vielfältige Ent- 
scheidungsmöglichkeiten, 
große Handlungsspielräume 
für die Wirtschaft - aber sie 
will vor allem auch Gerech- 
tigkeit. Natürlich kann Glo- 

balisierung auch zu wirt- 
schaftlichen Härten führen, 
natürlich wird der Unterneh- 
mer seine Produktion ins 
Ausland verlagern, wenn er 
dort billiger produzieren 
kann. Die Herausforderung 
an die Politik ist in diesem 
Zusammenhang, wirtschaft- 
lichen Härten mit sozialer 
und menschlicher Verant- 
wortung zu begegnen. Das 
heißt konkret: Wir müssen 
auch unsere Schul- und Aus- 
bildungsmöglichkeiten und 
unser soziales Netz auf die 
Globalisierung einstellen. 

UD Globalisierung ist ja 
ein umfassendes Phänomen, 
das nicht nur die Wirtschaft, 
sondern vor allem auch die 
Medien und die individuel- 
len Lebensstile erfasst hat. 
Verlieren wir unsere kultu- 
relle Eigenheit? 

Diese  Entwicklung  ist 
unter anderem angesichts 

des Booms in den Unter- 
haltungs- und Lifestyle-In- 
dustrien nicht außer Acht 
zu lassen, wir müssen sie 
jedoch als Chance begrei- 
fen. Als Chance in zweifa- 
cher Hinsicht: Einerseits 
können wir direkt oder me- 
dial vermittelt anderen 
Kulturen begegnen, ande- 
rerseits sind wir herausge- 
fordert, unsere eigene Kul- 
tur in der Auseinanderset- 
zung mit anderen Kulturen 
neu zu erschließen. Die 
große Herausforderung an 
die Politik ist die Sicherung 
des kulturellen Erbes, die 
Festigung regionaler und 
lokaler Kultur, die dem 
menschlichen Bedürfnis 
nach Heimat und Identität 
Rechnung trägt. Heimat 
und Geborgenheit entste- 
hen in kleinen Gemein- 
schaften, deshalb verdie- 
nen Ehe und Familie auch 
in der globalisierten Welt 
besonderen Schutz. 

DR.   HAUSMANN  SCHEIDET  AUS   DEM  AMT 

Der langjährige CDU- 
Bundesgeschäftsführer, Dr. 
Willi Hausmann, scheidet 
zum 30. November auf ei- 
genen Wunsch aus seinem 
Amt aus. Dies gab CDU- 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer nach der S itzung von 
Präsidium und Bundesvor- 
stand bekannt. Dr. Haus- 
mann hat seit Januar 1999 in 

der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle die Position des Bun- 
desgeschäftsführers inne 
gehabt. 

Nachfolger von Haus- 
mann wird der stellvertre- 
tende Generalsekretär der 
Konrad-Adenauer Stiftung, 
Dr. Johannes von Thadden. 
Er wird sein neues Amt am 
1. Januar 2004 antreten. 
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SONDERVOTUM 

LüGENAUSSCHUSS 

Rot-Grün hat Wähler getäuscht! 
Die Regierung Schröder 
hat die Öffentlichkeit und 
den Bundestag bis zur 
Bundestagswahl 2002 über 
die Situation des Bundes- 
haushalts, die Einhaltung 
der Maastricht-Kriterien 
sowie die Lage der gesetz- 
lichen Kranken- und Ren- 
tenversicherung aus wahl- 
kampftaktischen Grün- 
den getäuscht. Dies ist das 
Ergebnis der Beweisauf- 
nahme im so genannten 
Lügenausschuss. 

In der vergangenen Wo- 
che hat die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion dem Vorsit- 
zenden des Wahllügen-Aus- 
schusses den Entwurf eines 
Sondervotums zugeleitet. 
Grund für das Sondervotum: 
Die rot-grüne Mehrheit im 
Ausschuss will das Handeln 
der Koalitionspolitiker vor 
der Bundestagswahl 2002 
decken. 

Bis zur Bundestagswahl 
hielt Rot-Grün daran fest, 
dass 
• es im Jahr 2002 bei einer 
Nettokreditaufnahme von 
21,1 Mrd. Euro bleibe und 
Deutschland sich auf dem 
Weg zu einem schulden- 
freien Haushalt befinde, 
• das Maastricht-Defizit- 
Kriterium von 3 Prozent ein- 
gehalten werde, 

• die Beiträge zur gesetzli- 
chen Renten- und Kranken- 
versicherung stabil bleiben, 
• der wirtschaftliche Auf- 
schwung bereits begonnen 
habe und eine Wachstums- 
rate von0,75 % realistisch sei. 

Minister waren ab Juni 
2002 informiert 

Nur wenige Tage nach der 
Wahl wurden das gewaltige 
Ausmaß der Zerrüttung der 
Staatsfinanzen und die deso- 
late Situation der Renten- 
und Krankenversicherung 
bekannt und von der Bundes- 
regierung faktisch auch ein- 
geräumt. Die Beweisauf- 
nahme hat ergeben, dass die- 
selben Beamten und Fachab- 
teilungen, die ihren Mini- 
stern zu Beginn des Jahres 
2002 noch positive Berech- 
nungen und Prognosen gelie- 
fert hatten, diese ab Ende Juni 
2002 grundlegend revidier- 
ten und somit das ganze Aus- 
maß der finanziellen Misere 
der öffentlichen Haushalte 
und der Sozialkassen schon 
Wochen vorder Bundestags- 
wahl voraussagten. 

Über diese alarmierenden 
Erkenntnisse wurde die po- 
litische Führung in den je- 
weiligen Ministerien (Abtei- 

P. Altmeier J. Gehb 

lungsleiter, Staatssekretäre, 
Minister) von den Fachbe- 
amten entweder schriftlich 
oder mündlich korrekt und 
umfassend unterrichtet. Wi- 
der besseres Wissen hielten 
sie gegenüber Parlament und 
Öffentlichkeit an den alten, 
längst überholten Prognosen 
fest, für die es keinerlei 
Grundlage mehr gab und 
täuschten damit den Bun- 
destag und die Öffentlich- 
keit.Die rot-grüne Mehrheit 
im Untersuchungsausschuss 
hat zu keiner Zeit versucht, 
sich an der Aufklärungsar- 
beit zu beteiligen. Warum 
auch? Sie wussten ja, dass 
ihre Genossen betrogen hat- 
ten. Dadurch, dass sie diese 
Politik unterstützten, mach- 
ten sich SPD und Grüne zu 
Unterstützern dieses Wahl- 
betrugs. 

Der öffentliche Teil vom 
Entwurf des Sondervotums 
kann im Internet unter http:// 
www.cducsu.de abgerufen 
werden. 
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POLITISCHES   MARKETING 

„Politik ist kein Waschmittel" 
In Wolfsburg diskutierten 
in der vergangenen Woche 
hochrangige Experten 
zum Thema „Politisches 
Marketing". Der Initiator 
des Diskussionsforums 
aus Wissenschaftlern, Po- 
litikern und Wirtschafts- 
fachleuten, Markus Karp, 
konnte zahlreiche Exper- 
ten für die Veranstaltung 
im Wolfsburger Schloss 
gewinnen. Unter ihnen 
waren der niedersächsi- 
sche Ministerpräsident 
Christian Wulff, sowie die 
beiden Wahlkampfmana- 
ger von CDU und SPD aus 
der vergangenen Bundes- 
tagswahl, Michael Spreng 
und Matthias Machnig. 

„Politisches Marketing 
ist ein vergleichsweise neu- 
artiger Ansatz, um die Be- 
dürfnisse der Menschen ge- 
nauer erfassen und ihnen 
damit besser entsprechen 
zu können", erklärte Karp. 
Wirtschaft, Wissenschaft 
und Politik könnten viel von 
einander lernen, so der Ent- 
wickler von Wulffs Besser- 
Kampagne. 

Christian Wulff plädierte 
in seiner Rede dafür, dass 
Politik nicht zu einer ein- 
fachen Ware werden dür- 
fe. „Politik ist eben kein 
Waschmittel", so Wulff. 
Auch mit der besten Wer- 
bung   könne   man   eine 

!•••    •••• •••    •••& 

schlechte Politik nicht ver- 
kaufen. Allerdings räumte 
er ein, dass allein mit Inhal- 
ten auch nichts zu gewinnen 
sei. Man solle beim Marke- 
ting den Ball flach halten 
und lieberarbeiten. 

„Politisches Marketing 
hat eine zentrale Funktion in 
der heutigen Zeit. Leider 
machen sich viele Politiker 
erst Gedanken über das Mar- 
keting, wenn die Reputation 
schon tief im Keller ist", er- 
klärte Matthias Maching. 
Wahlen würden nicht mehr 
wie früher auf Marktplät- 
zen entschieden. TV-Du- 
elle würden heute an zentra- 
ler Bedeutung gewinnen. 
„Ohne diese wäre sicher 
auch die Wahlbeteiligung 
geringer gewesen", glaubt 
der Wahlkampfstratege von 
Bundeskanzler Schröder. 
Sein  Kontrahent aus dem 

vergangenen Bundestags- 
wahlkampf erklärte, dass er 
sich mit dem Begriff Politi- 
sches Marketing schwer tue. 
„Die Nähe zum Produktmar- 
keting stört mich dabei", 
so Michael Spreng. Der 
Schlüsselbegriff in der Poli- 
tik sei vielmehr das Produkt 
Authentizität. 

„Man muss die Inhalte 
darstellen und zu einem Er- 
gebnis führen. Heute kann 
von einer messbaren Schere 
zwischen Darstellungs- und 
Entscheidungspolitik ge- 
sprochen werden", sagte Po- 
litikwissenschaftler Profes- 
sor Karl-Rudolf Körte in der 
ersten Wolfsburger Runde. 
Jede Zeit brauche ein ande- 
res Marketing. „Um Identität 
herzustellen muss die Prä- 
sentationsdemokratie wie- 
der den Weg zur Repräsenta- 
tionsdemokratie finden." 

10-UID 37/2003 



Aus   DEN   LäNDERN 

„Sie wünschen wir uns!" 
CDU-NRW startet Vorweihnachtstour 

Der Generalsekretär der 
CDU-NRW, Hans-Joa- 
chim Reck, hat am 17. 
November die Vorweih- 
nachtstour 2003 der CDU 
NRW „Sie wünschen wir 
uns!" in Bochum der 
Öffentlichkeit vorgestellt. 
Bis zum 20. Dezember die- 
ses Jahres wird das CDU- 
Team durch alle Landes- 
teile ziehen. Dabei sollen 
vor allem neue Mitglieder 
für die CDU gewonnen 
Werden. 

„Die SPD haben wir bei 
den Mitgliedszahlen bereits 
abgehängt und wir wollen 
den Abstand weiter ver- 
größern. 

Generalsekretär der CDU-NRW, Joachim Reck, auf Vorweihnachtstour 

Das Ergebnis der Auf- 
taktveranstaltung in Bochum 
übertraf dann aber alle Er- 
wartungen. Hunderte Inter- 
essenten füllten Fragebögen 
aus, wollten Infomaterial 
haben und zeigten sich inter- 
essiert  an einer Mitglied- 

schaft in der CDU. Geplant 
sind über 60 Einsätze des 
professionellen Teams, das 
seit gestern in Fußgängerzo- 
nen und auf Weihnachts- 
und Wochenmärkten in 
ganz Nordrhein-Westfalen 
zu finden ist. 

POLITIK   IN   DREI   DIMENSIONEN 

CDU Saar präsentiert futuristische Wahlplakate 
Die CDU Saar geht mit ei- 
nem neuen Konzept in die 
kommende Landtags- 
wahl. So wurden kürzlich 
die ersten dreidimensio- 
nalen Citylight-Plakate 
enthüllt. 

„Der Einsatz solcher Ci- 
tylights ist bislang einmalig 
in der Wahlwerbung", er- 
klärte der saarländische 
CDU-Generalsekretär, Ste- 
phan Toscani. Die dreidi- 
mensionale Visualisierung 
verkörpere eine Botschaft 

an  die  Wählerinnen   und 
Wähler. 

„Unsere Politik ist nicht 
eindimensional. Denn Steu- 
ern, Wirtschaftspolitik, Fa- 
milienpolitik, Sozialsys- 
teme, alles hängt miteinan- 
der zusammen. Das erfor- 
dert ganzheitliche Lösungs- 
ansätze-eben 3D in der Po- 
litik", sagte der Generalse- 
kretär. Für die bevorste- 
hende Landtags wähl wolle 
die saarländische CDU die 
Kampagne von 1999 noch 

übertreffen und setze des- 
halb auf das 3D-Konzept." 

Die 3D-Optik soll unter 
anderem in Kinospots, 
Free- Cards und Großflä- 
chenplakaten umgesetzt 
werden. Das 3D-Plakat 
zeigt Ministerpräsident Pe- 
ter Müller an der Saar- 
schleife mit Blick ins Saar- 
tal. Durch eine spezielle Fo- 
tographietechnik und Re- 
produktion entsteht für den 
Betrachter ein räumlicher 
Eindruck. 
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BUCHVORSTELLUNG 

WOLFGANG SCHäUBLE 

„Scheitert der Westen?" Deutsch- 
land und die neue Weltordnung 

Nicht zuletzt die politische 
Krise um den Irak-Krieg 
hat gezeigt, wie tief das 
Zerwürfnis innerhalb der 
westlichen Staatenge- 
meinschaft ist. Der Riss 
zieht sich nicht nur durch 
Nato und EU, auch inner- 
halb der europäischen 
Staaten verflüchtigt sich 
der politische Konsens. 
Bei dieser Kontroverse 
geht es um die Frage, wel- 
che Weltordnung für das 
21. Jahrhundert geschaf- 
fen werden soll. 

Wolfgang Schäuble ana- 
lysiert die Stellung Europas 
und besonders Deutsch- 
lands in einer Welt, in der der 
Westen, seine Traditionen, 
seine Wertvorstellungen zu- 
nehmend in Frage gestellt 
werden. 

Wolfgang! 
Schäuble 
Scheitert 
derWesten? 
Deutschland und die neue 
Weltordnung 

Das neue Jahrhundert 
birgt große Aufgaben für 
den Westen, für Europa, für 
Deutschland. Doch die Bun- 
desrepublik und ihre Bürger 
können die Kraft und den 
Willen zur Bewältigung 
dieser   Herausforderungen 

aufbringen. Vonnöten ist ein 
visionäres politisches Leit- 
bild, um die Menschen da- 
für zu begeistern. Wolfgang 
Schäuble formuliert seine 
Vorstellung eines starken 
Deutschlands und dessen 
verantwortungsvolle Rolle 
in Europa und in der Welt. 
Mit seinem ebenso überzeu- 
genden wie aufrüttelnden 
und zugleich Mut machen- 
den Beitrag behauptet Wolf- 
gang Schäuble aufs Neue 
seinen Platz unter den wich- 
tigsten politischen Stimmen 
unseres Landes. 

Wolfgang Schäubles 
Buch „Scheitert der Wes- 
ten? Deutschland und die 
neue Weltordnung" ist im 
C. Bertelsmann Verlag er- 
schienen. 

Demographischer Wandel: Wirkung auf die Kommunen 
Die neue KAS-Publikation 
„Weniger, älter, bunter" 
(Heft 26 der Reihe „Mate- 
rialien für die Arbeit vor 
Ort", ISBN 3-933714-91- 
5) setzt die im Band 25 
„Kommunale Familienpo- 
Htik" begonnene Diskus- 
sion fort. 

Der Autor Werner Schö- 

nig, Privatdozent am For- 
schungsinstitut für Sozial- 
politik der Universität Köln, 
beschreibt die demographi- 
sche Situation in den Kom- 
munen sowie die Folgender 
Entwicklung und Hand- 
lungsmöglichkeiten. Aus- 
gewählte Beispiele zeigen, 
dass neben kommunaler Fa- 

milien-, Gesundheits-, Bil- 
dungs- und Kulturpolitik 
Fragen der kommunalen 
Wirtschaftsförderung, Fi- 
nanz- und Standortentwick- 
lung ins Zentrum rücken. 
Der demographische Wan- 
del in den Kommunen wird 
künftig eine wichtige Schlüs- 
selstellung einnehmen. 
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KURZ   &   BüNDIG 

ROT-GRÜN STREICHT 
Lehrstellen. Pünktlich zur 
Verabschiedung der Ausbil- 
dungsplatzabgabe auf dem 
SPD-Parteitag hat die Rot- 
Grüne Landesregierung in 
Nordrhein-Westfalen ange- 
kündigt, 334 von rund 2.238 
Lehrstellen an den Hoch- 
schulen in NRW zu strei- 
chen. Die Hochschulen in 
NRW sind der größte öffent- 
liche Anbieter von Ausbil- 
dungsstellen mit 60 Prozent 
der Lehrstellen in der Lan- 
desverwaltung. 

TARIFFORDERUNGEN 
zu hoch. Sechs von zehn 
Deutschen halten laut einer 
Umfrage die Forderung der 
IG Metall nach bis zu vier 
Prozent mehr Lohn für über- 
zogen. Nur gut ein Drittel der 
vom Meinungsforschungs- 
institut NFO Infratest im 
Auftrag des „Spiegel" be- 
fragten Bundesbürger finde 
die Tarifforderung angemes- 
sen. Selbst bei Sozialdemo- 
kraten fände die Ansicht von 
IG-Metall-Chef Jürgen Pe- 
ters, es handele sich um einen 
Vorschlag „mit Augenmaß", 
keine Mehrheit: 54 Prozent 
der SPD-Anhänger halten 
die Forderung ebenfalls für 
überzogen. 

UNTERNEHMENSFLUCHT 
Bei einer Erhöhung der Erb- 
schaftsteuer würden viele 
Unternehmer    Deutschland 

verlassen. Das geht aus einer 
Umfrage für das Kölner 
Wirtschaftsmagazin „Im- 
pulse" hervor. Wie das Blatt 
am Sonntag vorab berichtete, 
würde fest jeder dritte Unter- 
nehmer bei einer Steuerer- 
höhung seinen Firmensitz ins 
Ausland verlegen. Weitere 
44 Prozent erwägen, die Erb- 
folge vorweg zu nehmen, um 
Steuern am Fiskus vorbei zu 
schleusen. Sechs Prozent der 
Unternehmer würden eine 
Stiftung gründen. 

MINDERE JOBS zumut- 
bar. Während in der Politik 
noch über die geplante Ver- 
schärfung der Zumutbar- 
keitsregeln für Arbeitslose 
debattiert wird, haben sich 
die deutschen Berufstätigen 
ihr Urteil längst gebildet: 
Fast 85 Prozent der Beschäf- 
tigten in Deutschland sind 
bei der Berufs- bzw. Arbeits- 
platzwahl zu Kompromissen 
bereit, wenn es darum geht, 
drohende Arbeitslosigkeit zu 
vermeiden. Dieses Ergebnis 
hat eine Online-Befragung 
zutage gefördert, die der In- 
ternet-Stellenmarkt des welt- 
weiten Karriere-Netzwerks 
Monster und das Job- und 
Wirtschaftsmagazin „Junge 
Karriere" durchgeführt haben. 

VORZIEHEN der Steuer- 
reformstufe umstritten. Laut 
ZDF-Politbarometer befür- 
worten 40 Prozent der Be- 

fragten einen solchen Schritt 
nur dann, wenn er überwie- 
gend durch Einsparungen 
und nicht über Schulden fi- 
nanziert wird. 33 Prozent 
sind grundsätzlich gegen das 
Vorziehen auf den 1. Januar 
2004. Den Vorschlag, niedri- 
gere Steuersätze einzuführen 
und dafür alle Abschrei- 
bungsmöglichkeiten wie die 
Entfernungspauschale oder 
die Eigenheimzulage abzu- 
schaffen, unterstützen laut 
Umfrage 54 Prozent der Be- 
fragten. . 

WENIGER JOBS in Ost 
deutschland. Der Verlust 
von Arbeitsplätzen in Ost- 
deutschland wird sich einer 
neuen Studie zufolge bis 2010 
weiter beschleunigen. Sämt- 
liche Regionen in den neuen 
Bundesländern hätten mit ei- 
ner Entwicklung der Erwerb- 
stätigkeit zu rechnen, „die 
zum Teil weit unter dem Bun- 
desdurchschnitt liegt", heißt 
es in einer noch nicht veröf- 
fentlichten Prognose des 
Dortmunder Wirtschaftspro- 
fessors und Regionalfor- 
schers Franz-Josef Bade. Der 
Prognose zufolge sinkt bis 
2010 der Anteil Ostdeutsch- 
lands an allen Arbeitsplätzen 
um rund neun Prozent. Es sei 
für die neuen Bundesländer 
der „weitere Abbau an Ar- 
beitsplätzen ziemlich sicher", 
heißteseinemBerichtderZeit 
zufolge in der Prognose. 
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1 A U S    DER    CDU/CSU-B UNDESTAGSFRAKTION 

HANS   RAIDEL: 

Kein seriöser 
Vorschlag! 

Zur Ankündigung von 
Verteidigungsminister 
Struck, Grundwehrdienst- 
leistende auch im Ausland 
einsetzen zu wollen, er- 
klärte der stellvertretende 
verteidigungspolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Bisher haben sich die 
Vorschläge von Verteidi- 
gungsminister Struck zurZu- 
kunft der Wehrpflicht noch 
in einem seriösen Rahmen 
bewegt. Mit seinem Vor- 
schlag, Grundwehrdienstlei- 
stende, die neun Monate bei 
der Bundeswehr sind, in den 
Auslandseinsatz zu schi- 
cken, gefährdet er diese Se- 
riosität. Wer wie Struck die 
Zahl der Wehrpflichtigen 
drastisch absenken, sie aber 
gleichzeitig in immer gefähr- 
lichere Einsätze schicken 
will, wer Grundwehrdienst- 
leistende und freiwillig zu- 
sätzlichen Wehrdienst Lei- 

stende in dieser Frage gleich 
behandeln will, muss dafür 
ein klares Ausbildungs- und 
Einsatzkonzept vorlegen. 
Darin muss in jedem Fall si- 
chergestellt werden, dass 
Grundwehrdienstleistende 
nicht in unverantwortbare 
Gefahrensituationen ge- 
bracht werden. 

Offensichtlich handelt es 
sich bei dem Vorschlag um 
ein Ablenkungsmanövervon 
dem weiter zusammengestri- 
chenen Wehretat und der Fi- 
nanznot der Bundeswehr. 
Struck muss einsehen, dass 
sich seine Reform angesichts 
der Finanzmisere nicht um- 
setzen lässt und er sein ur- 
sprünglich verfolgtes Ziel, 
die Zahl der Zeit- und Be- 
rufssoldaten von 187.000 auf 
200.000 zu steigern, aufge- 
ben muss. Dies wäre aber 
dringend erforderlich, um 
die Leistungs-und Durchhal- 
tefähigkeit der Bundeswehr 
im Auslandseinsatz zu si- 
chern. Dafür aber hat Rot- 
Grün kein Geld, nachdem 
Struck von den Haushältern 
seiner Koalition in der letzten 
Woche erneut weitere rd. 188 
Mio. € gestrichen wurden. 

Statt mit unausgegorenen 
Vorschlägen von den Proble- 
men der Bundeswehr abzu- 
lenken, sollte Struck endlich 
über ein Gesamtverteidi- 
gungskonzept nachdenken, 
in das die Wehrpflichtigen 
sinnvoll eingebunden wer- 

den. Die CDU/CSU hat hier- 
zu bereits im Februar ein 
Dreisäulenmodell vorge- 
schlagen. 

HARTMUT  KOSCHYK 

RALF   G ö B E L : 

Rot-Grün tut sich 
schwer mit dem 
Bundesgrenz- 

schutz 

Zu der heutigen 2./3. Le- 
sung der Gesetzentwürfe 
zur Änderung des Bundes- 
grenzschutzgesetzes im 
Deutschen Bundestag er- 
klärten der innenpolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und 
der zuständige Berichter- 
statter: 
Lange nachdem die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
ihren Gesetzentwurf zur 
wirksamen Bekämpfung or- 
ganisierter Schleuserkrimi- 
nalität eingebracht hatte, rea- 
gierte Rot-Grün endlich und 
legte einen Gesetzesentwurt 
vor, um die Geltung der seit 
dem 1. September 1998 ge- 
schaffenen erweiterten Be- 
fugnisnorm,   nach   der  der 
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AUS    DER    CDU / C SU-BUNDESTAGSFRAKTI 0N 

BGS verdachtsunabhängig 
den grenzüberschreitenden 
Reiseverkehr auch auf Bahn- 
anlagen und dem Luftverkehr 
dienenden Anlagen kontrol- 
lieren darf, beizubehalten. 
Das war dringend erforder- 
lich, da sich diese Norm zur 
Bekämpfung der grenzüber- 
schreitenden Kriminalität 
bestens bewährt hat und die 
Befugnis am 31.12.2003 ihre 
Gültigkeit verlieren würde. 

Der Gesetzentwurf der 
CDTJ/CSU-Bundestagsfrak- 
tion sah ursprünglich eine 
Befristung auf 5 Jahre sowie 
eine Evaluierung unter Be- 
rücksichtigung der verstärk- 
ten grenzpolizeilichen Zu- 
sammenarbeit in Europa vor. 
Nachdem Bundesinnenmi- 
nister Schily in der 1. Lesung 
des Gesetzesentwurfes ange- 
regt hatte, aufgrundder Sach- 
lage nach dem Evaluierungs- 
bericht das Gesetz unbefri- 
stet gelten zu lassen, haben 
wir unseren Gesetzesent- 
wurf in einem Antrag in eine 
unbefristete Regelung ver- 
handelt. 

Rot-Grün hatte aufgrund 
unseres Gesetzesantrages ih- 
ren auf 3 Jahre befristeten 
Gesetzesentwurf durch einen 
Änderungsantrag mit einer 
Evaluierungspflicht nachge- 
bessert, bei der auch die Er- 
fahrungen in der Zusammen- 
arbeit zwischen BGS und 
Länderpolizeien dargelegt 
werden müssen. 

Leider konnte sich unsere 
Auffassung und die des Bun- 
desinnenministers bei Rot- 
Grün nicht durchsetzen. 

Rot-Grün hat unsere un- 
befristete Befugnisregelung 
bei der Ausschussberatung 
abgelehnt. 

Das ist sehr zu bedauern, 
aber die CDU/CDU-Bun- 
destagsfraktion sieht sich zu- 
erst als Sachwalter des Bun- 
desgrenzschutzes. 

Angesichts der Heraus- 
forderung im Zusammen- 
hang mit der EU-Osterweite- 
rung muss zumindest ge- 
währleistet sein, dass die 
Kontrollen nach § 21 Absatz 
la Bundesgrenzschutzge- 
setz weiter durchgeführt 
werden können. 

GÜNTER   KRINGS: 

Ausbildungsplatz- 
abgabe vernichtet 

Lehrstellen 

Anlässlich des Beschlusses 
des SPD-Parteitages zur 
Einführung einer Ausbil- 
dungsplatzabgabe erklärte 

der Vorsitzende der Jun- 
gen Gruppe der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: 

Die Ausbildungsplatzab- 
gabe der rot-grünen Koali- 
tion ist ein Marsch in die 
Staatswirtschaft. Sie wird 
keinesfalls dazu führen, dass 
mehr Betriebe Jugendliche 
ausbilden. Vielmehr werden 
sich die Betriebe von ihrer 
Verantwortung, junge Men- 
schen auszubilden, freikau- 
fen. Durch die Abgabe wird 
nicht ein einziger neuer Aus- 
bildungsplatz geschaffen. 
Jugendliche werden es also 
schwerer als je zuvor haben, 
einen Ausbildungsplatz zu 
finden, wenn die Ausbildung 
nach den SPD-Plänen nun- 
mehr zur Staatsaufgabe ge- 
macht wird. 

Die Ausbildungsplatzab- 
gabe weist traurige Paralle- 
len zur Schwerbehinderten- 
abgabe auf. Die Beschäfti- 
gungsquote Schwerbehin- 
derter liegt bei 3,8 Prozent 
und nicht wie mit der Ände- 
rung des SGB IX im Jahre 
2000 vorgesehen bei 5 Pro- 
zent. Dies bedeutet, dass ein 
großer Teil der Unterneh- 
men es vorzieht, die Aus- 
gleichsabgabe zu zahlen, 
statt behinderte Menschen 
einzustellen. Ähnliches ist 
im Falle der Einführung ei- 
ner Ausbildungsplatzabga- 
be zu erwarten. 

Nicht zuletzt ist die Aus- 
bildungsplatzabgabe auch 
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eine Ohrfeige für Wirt- 
schaftsminister Clement und 
das von ihm eingeführte Aus- 
bildungsplatz-Konsensmo- 
dell in Nordrhein-Westfalen. 
Ziel des Ausbildungskon- 
senses war es, jedem jungen 
Menschen in Nordrhein- 
Westfalen, der ausgebildet 
werden will, einen qualifi- 
zierten Ausbildungsplatz an- 
bieten zu können, ohne staat- 
liche Zwangsmaßnahmen 
anzuwenden. 

PETER   GöTZ: 

Flächenverbrauch - 
rot-grüne 

Manipulation 

Zur Flächenver- 
brauchsstatistik im Bo- 
denschutzbericht der 
Bundesregierung erklärte 
der kommunalpolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Die Bundesregierung stif- 
tet mit falschen Zahlen zur 
Zunahme des Flächenver- 
brauchs in Deutschland Ver- 
wirrung und behindert eine 

sachliche Diskussion. Im 
Bodenschutzbericht stellt sie 
einen falschen Zusammen- 
hang zwischen Flächenver- 
brauch, Bodenversiegelung 
und Zersiedelung her. 

Die Verringerung der Bo- 
denversiegelung ist ein wich- 
tiges umweltpolitisches Ziel. 
Vom Hochwasserschutz bis 
zur Trinkwasserversorgung 
stehen Lebensgrundlagen auf 
dem Spiel. Darüber muss ehr- 
lich und sachlich informiert 
werden und nicht falsch und 
irreführend, wie im Boden- 
schutzbericht der rot-grünen 
Bundesregierung. 

Sie unterstellt für die alten 
Bundesländer zwischen 
1993 und 1997 einen Anstieg 
des täglichen Flächenver- 
brauchs von 71 ha auf 89 ha. 
Täglich würden deutsch- 
landweit 130 ha zusätzlich 
versiegelt. Diese Zahlen sind 
falsch, irreführend und wer- 
fen ein falsches Licht auf die 
kommunale Umweltpolitik. 
Denn der Anstieg ist im We- 
sentlichen auf die zuneh- 
mende Ausweisung von so 
genannten ökologischen 
Ausgleichsflächen in den 
Gemeinden zurückzuführen. 
Naturflächen, die einen sinn- 
vollen ökologischen Aus- 
gleich für Neubaugebiete 
und Verkehrsflächen bilden, 
werden in der Statistik unter 
die Kategorie „Flächenver- 
brauch" eingeordnet. 

Die   Union   fordert   die 

Bundesregierung auf, den 
Flächenverbrauch mit sach- 
lich richtig differenzierten 
Zahlen zu belegen. 

Ökologisch nützliche 
Flächen wie Privatgärten und 
sonstige Grünflächen dürfen 
nicht mit versiegelten 
Flächen in die Flächenver- 
brauchsstatistik eingehen. 
Wenn das wichtige und rich- 
tige Ziel der Einschränkung 
des Flächenverbrauchs in 
Deutschland Akzeptanz fin- 
den soll, muss ehrlich und 
fachlich korrekt mit den Zah- 
len umgegangen werden. 

THOMAS   RACHEL: 

Embryonenfor- 
schung ablehnen 

Zur Entscheidung des Eu- 
ropaparlaments, embryo- 
nale Stammzellforschung 
im Rahmen des 6. EU-For- 
schungsrahmenpro- 
gramms zu fördern, er- 
klärte der Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion in der Enquete- 
Kommission   „Ethik  und 
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Recht der modernen Medi- 
zin": 

Das Europaparlament hat 
heute beschlossen, die For- 
schung an so genannten über- 
zähligen Embryonen mit 
EU-Mitteln zu unterstützen. 
Danach können Vorhaben 
gefördert werden, bei denen 
Embryonen zur Entnahme 
von Stammzellen zerstört 
werden. Zudem haben die 
Europaparlamentarier jegli- 
che Begrenzung der For- 
schungsförderung durch ei- 
nen Stichtag abgelehnt. 

Bei dieser Entscheidung 
fehlt es an Respekt vor 
menschlichem Leben. Ver- 
brauchende Embryonenfor- 
schung führt zur Herabstu- 
fung von menschlichem Le- 
ben zu Material und ist des- 
halb abzulehnen. 

Zukünftig würden für 
Vorhaben im Rahmen der 
EU deutsche Steuergelder 
für Projekte ausgegeben wer- 
den, die nach deutschem 
Recht strafbar sind. 

Besonders verhängnis- 
voll ist, dass gerade ein 
großer Teil der deutschen 
SPD-Europaabgeordneten 
durch ihr Abstimmungsver- 
halten mitverantwortlich für 
diesen ethischen Damm- 
bruch sind. Wer als deutscher 
Abgeordneter auf diese 
Weise im Europaparlament 
votiert, will gleichzeitig das 
deutsche Stammzellgesetz 
aushebeln.. 

MARIA   EICHHORN: 

Familienpolitik 
der Bundesregie- 
rung widerspricht 

Gutachten 

Anlässlich der Vorstellung 
des Gutachtens zu einer 
„Zukunft mit mehr Kin- 
dern" von Bundesfami- 
lienministerin Renate 
Schmidt und dem Wirt- 
schaftssachverständigen 
Prof. Bert Rürup erklär- 
te die familienpolitische 
Sprecherin der CDU 
/CSU-Bundestagsfrak- 
tion: 

Zentrales Ergebnis des 
Gutachtens „Zukunft mit 
mehr Kindern" ist, dass an- 
gesichts einer alternden Ge- 
sellschaft primär in Kinder 
und ihre Familien investiert 
werden muss. Die rot-grüne 
Bundesregierung hat dies je- 
doch bislang nicht erkannt. 
Im Gegenteil: 

Statt mehr in Familien zu 
investieren, hat die Bundes- 
regierung erst vor wenigen 

Wochen im Bereich Familie 
für nächstes Jahr mit die 
höchsten Einsparungen be- 
schlossen. Knapp 70% da- 
von sind Kürzungen beim 
Erziehungsgeld und gehen 
vor allem zu Lasten von Fa- 
milien mit mittleren und 
niedrigen Einkommen. 

Damit der bestehende 
Kinderwunsch auch reali- 
siert wird, müssen Eltern 
beim Wiedereinstieg in den 
Beruf unterstützt werden, so 
das Gutachten. Für die 
CDU/CSU-Fraktion ist dies 
selbstverständlich. In einem 
Antrag zur Förderung des 
Wiedereinstiegs in den Be- 
ruf für Frauen und Männer 
wurden bereits konkrete 
Vorschläge entwickelt. Die 
Bundesregierung jedoch hat 
bislang keine Konzepte zum 
leichteren Wiedereinstieg in 
den Beruf vorgelegt. 

Unter Rot-Grün wurden 
die Rahmenbedingungen für 
eine steigende Erwerbstä- 
tigkeit in den letzten fünf 
Jahren aber zunehmend ver- 
schlechtert. 

Das von der rot-grünen 
Bundesregierung beschlos- 
sene Gesetz über Teilzeit 
und befristete Arbeitsver- 
träge, das seit 1. Januar 2001 
in Kraft ist, hat sein Ziel völ- 
lig verfehlt. Es wurden we- 
der mehr Arbeitsplätze ge- 
schaffen noch mehr flexible 
Arbeitszeiten für Eltern er- 
möglicht. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Siegelmarke „CDU" 
ovale Silberfolie 34 x 25 mm 

Bestell-Nummer: 0307 
Preis je 1 Rolle: 3,80 € 

inkl. MwSt: 4,41 € 
Rolle ä 100 Stück 

CDU-Geschenkband 
10 mm x 25 m 

Bestell-Nummer: 0306 
Preis je 1 Rolle: 6,10 € 

inkl. MwSt.: 7,08 € 

CDU-Geschenkpapierrolle 
75 cm x 10 m 
Preis je 1 Rolle: 7,60 € 

inkl. MwSt.: 8,82 

Bestell-Nummer: 0302 

Bestell-Nummer: 0303 

BESTELLANSCHRIFT 

Sektflaschentasche 
Preis je      25 Stück: 14,10 € 

inkl. MwSt.: 16,36 € 

Bestell-Nummer: 0304 

rot 
Bestell-Nummer: 0305 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 116233759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Weihnachtsliederbuch 

Bestell-Nummer: 2867 
Preis je       25 Stück: 12,70 € 

inkl. MwSt.: 13,59 € 

Weihnachts-CD 

Bestell-Nummer: 9300 
Preis je 1 Stück: 3,60 € 

inkl. MwSt.: 4,18 € 

Ausstechformen-Set für CDU-Gebäck 

Bestell-Nummer: 9109 
Preis je 10 Sets: 8,70 € 

inkl. MwSt.: 10,09 € 

Kerzenstumpen mit Aufdruck 
100 % Ökosteuerfrei 

Bestell-Nummer: 9700 
Preis je       24 Stück: 24,50 € 

inkl. MwSt.: 28,40 € 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rhein bach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Straßenatlas Deutschland 
mit Durchfahrtsplänen der Ballungszentren 

Bestell-Nummer: 9260 
Preis je 10 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt.: 17,40 € 

Parkscheibe 

Bestell-Nummer: 9814 
Preis je 100 Stück: 28,63 € 
inkl. MwSt.: 33,21 € 

Mit uns 
fährt man 

besser. 


